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Memorandum Bodenversiegelung 

Böden sind neben Wasser und Luft eine der drei Kernressourcen für das Überleben der 
Menschheit. Sie sind nicht erneuerbar. Es dauert mindestens 100 Jahre bis 1 cm Boden ent-
steht. Die Funktionen und Ökosystem-Dienstleistungen der Böden sind sehr vielfältig. Böden 
nehmen eine zentrale Rolle in globalen Stoffkreisläufen, wie dem Kohlenstoff- oder dem Stick-
stoffkreislauf ein. Sie können bei standortgerechtem Management eine signifikante Senke für 
das klimarelevante Treibhausgas Kohlendioxid (CO2) darstellen und so dem Klimawandel ent-
gegenwirken. Nicht der Nutzung angepasstes Bodenmanagement führt jedoch zu hoher Frei-
setzung von Treibhausgasen wie Distickstoffoxid (N2O) und Methan (CH4) mit dem entspre-
chend verstärkenden Effekt auf den Klimawandel. Der Boden bzw. die Landnutzung haben 
also einen erheblichen Einfluss auf die Treibhausgasemissionen und damit auf das Klima. Ob 
der Boden langfristig eine Quelle oder Senke für Treibhausgase darstellt, wird derzeit intensiv 
erforscht.  

Mehr als 95% der globalen Nahrungsmittel werden auf und in Böden produziert. Eine stetig 
steigende Weltbevölkerung und Verluste fruchtbarer Böden erhöhen die Notwendigkeit effizi-
enter und nachhaltiger Nahrungsmittelproduktion auf einer immer kleiner werdenden Boden-
fläche pro Mensch. Gleichzeitig sind Böden der wichtigste Hort der Biodiversität auf unserem 
Planeten. Nur in intakten Ökosystemen ist die ganze Vielfalt an Organismen mit all ihren teils 
noch unbekannten Funktionen, z.B. für die Produktion von Wirkstoffen im Gesundheitswesen, 
gewährleistet. Und nur intakte Böden sind in der Lage, Schadstoffe zu puffern und diese zu-
mindest teilweise abzubauen, und somit für sauberes Trinkwasser und gesunde Lebensmittel 
zu sorgen. 

Der Schutz der Böden einschließlich ihrer Funktionen und Ökosystem-Dienstleistungen ist da-
her ein zentrales Anliegen der Aktionsplattform Bodenschutz (ABo), welche von der Deutschen 
Bodenkundlichen Gesellschaft (DBG), dem Bundesverband Boden (BVB) und dem Ingenieur-
technischen Verband für Altlastenmanagement und Flächenrecycling (ITVA) getragen wird. 
Die boden- und technisch-wissenschaftlichen Verbände begrüßen daher ausdrücklich die im 
Rahmen der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie formulierte Zielsetzung der Bundesregie-
rung, bis zum Jahr 2030 die Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungen und Verkehr 
auf 30 Hektar pro Tag zu verringern. Dennoch gehört die Flächeninanspruchnahme noch im-
mer zu den drängendsten Umweltproblemen in Deutschland. Täglich werden ca. 60 Hektar 
Boden für Siedlungs- und Verkehrszwecke bebaut, nahezu ausschließlich zu Lasten landwirt-
schaftlich genutzter Böden. Das selbst gesteckte Ziel der Bundesregierung ist daher nicht 
mehr zu erreichen. 

Derzeit gibt es sogar eine Reihe von Entwicklungen, die einer Reduktion des Flächenver-
brauchs zuwiderlaufen. Hierzu zählt der Bau riesiger Logistikzentren in verkehrsgünstiger 
Lage, zumeist an Autobahnabfahrten. Dafür werden oftmals beste Ackerböden geopfert, wel-
che für eine nachhaltige und regionale Produktion von Lebensmitteln unentbehrlich sind. Diese 
bebauten Flächen haben auch all ihre anderen natürlichen Funktionen und Ökosystem-Dienst-
leistungen verloren, was gerade im Hinblick auf die zunehmenden Herausforderungen durch 
den Klimawandel (u.a. Kohlenstoffspeicherung, Wasserspeicherung in Trockenzeiten und Re-
gulierung des Abflussverhaltens bei Starkniederschlägen) von größter Relevanz ist.  
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Besorgniserregend ist auch der zunehmende Trend der baulichen Verdichtung in Städten. Im 
Rahmen der Wohnungsbauinitiative der Bundesregierung werden in vielen Städten zuneh-
mend auch Grünflächen (u.a. Parks, Kleingärtenanlagen) für private und öffentliche Baumaß-
nahmen versiegelt. Hier ist nicht nur der Verlust an öffentlichem Raum und Identität für die 
städtische Bevölkerung zu beklagen. Gerade die heißen und trockenen Sommer der letzten 
Jahre haben gezeigt, wie wichtig ein gutes Stadtklima ist. Hierfür unabdingbar sind neben 
Wasserflächen der Erhalt und Ausbau möglichst vieler Grünflächen. Durch die jüngste Ent-
wicklung wird derzeit in vielen Städten leider genau das Gegenteil eingeleitet. 

Seit dem 13. Mai 2017 ermöglicht der neue § 13b Baugesetzbuch BauGB) die Ausweisung 
neuer Wohngebiete im bisherigen Außenbereich im Anschluss an bebaute Ortsteile im verein-
fachten Verfahren. Damit entfallen verschiedene Pflichten der Bauleitplanung, etwa die Um-
weltprüfung, die Eingriffs-/Ausgleichsregelung, die Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
und die frühzeitige Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung. Dadurch soll schneller Wohn-
raum geschaffen werden können. Der Zersiedelung der Landschaft und der weiteren Versie-
gelung von Böden wird durch diese Regelungen Vorschub geleistet. Am 4. November 2020 
hat das Bundeskabinett den Gesetzentwurf in der Kabinettfassung beschlossen. Demnach soll 
§ 13b BauGB bis Ende 2022 verlängert werden. Als Gesetzentwurf der Bundesregierung wird 
der Entwurf, der grundsätzlich gute Vorschläge zur Bodenpolitik aufweist, nun Bundestag und 
Bundesrat zugeleitet und dort beraten. 

Eine aktuelle Studie des Umweltbundesamtes (Qualitative Stichprobenuntersuchung zur kom-
munalen Anwendung des § 13b BauGB, Juni 2020) belegt, dass Verfahren auf Basis von §13b 
BauGB die Neuninanspruchnahme von siedlungsnahen Freiflächen in besonderem Maße ver-
stärken. Zudem findet keine Kompensation für den Verlust ökologisch oftmals wertvoller Flä-
chen im Übergangsbereich zwischen Siedlung und unbebauter Landschaft statt. Vorrangig 
muss es beim Schaffen neuen Wohnraums um "Flächenrecycling" gehen, also die Wiedernut-
zung ehemals bebauter Flächen, und "Innenentwicklung", die Nachverdichtung mindergenutz-
ter Flächen. Zur Stärkung und Förderung der Innen- vor der Außenentwicklung muss insbe-
sondere die finanzielle Ausstattung der Kommunen verbessert sowie die Neuinanspruch-
nahme von Flächen deutlich erschwert werden. 

Vor diesem Hintergrund formuliert die Aktionsplattform Bodenschutz folgende Ansprüche im 
Hinblick auf eine Reduzierung der Bodenversiegelung: 

1. Es sollte nicht von Flächenversiegelung und Landdegradation gesprochen werden. Es 
sind die Böden, die versiegelt oder abgetragen werden bzw. degradieren. Die Fläche 
bleibt ja erhalten; sie wird nur anders genutzt. Mithin sind Bodenversiegelung und Bo-
dendegradation in diesem Zusammenhang die treffenderen Begriffe. 

2. Die im SDG 15 geforderte landdegradationsneutrale (besser bodendegradationsneut-
rale) Welt soll für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zeitnah umgesetzt wer-
den. Dafür sind gesetzliche Grundlagen zu schaffen.  

3. Grundsätzlich sollte der Baulandbedarf vorrangig im Bestand durch Mobilisierung be-
reits bebauter Flächen gedeckt werden. Es sollte überdacht werden, ob nicht besser in 
die Höhe als in die Breite gebaut wird. Der Grundsatz der Innenentwicklung und Nach-
verdichtung darf nicht aufgegeben werden. 
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4. Der im BauGB gesetzlich geregelte Vorrang der Wiedernutzbarmachung vorgenutzter 
Liegenschaften muss konsequent umgesetzt werden. Die Revitalisierung und Wie-
dernutzbarmachung von versiegelten Böden sollte eine Schlüsselrolle in der Planung 
einnehmen. 

5. Es muss eine stärkere Anpassung der Planungen von Baumaßnahmen unter Berück-
sichtigung des Bodenschutzes (Erhalt oder Verbesserung der Bodenfunktionen) erfol-
gen. Dem Bodenschutz ist auch bei Zielkonflikten mit anderen Belangen des Umwelt-
schutzes eine wichtigere Rolle zuzuweisen. 

6. Eine Verlängerung des § 13b BauGB ist aufgrund der Nachteile abzulehnen. 

Die Aktionsplattform Bodenschutz appelliert an Vertreter unterschiedlichster gesellschaftlicher 
Gruppen und Entscheidungsträger in Politik und Wirtschaft, sich diese Ansprüche zu eigen zu 
machen. Nur unversiegelte Böden können all ihre Aufgaben zum Wohle unserer Gesellschaft 
wahrnehmen. 


